
Gesetzgebender Rath

Objekttyp: Group

Zeitschrift: Der neue schweizerische Republikaner

Band (Jahr): 3 (1800-1801)

PDF erstellt am: 27.05.2024

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte an
den Inhalten der Zeitschriften. Die Rechte liegen in der Regel bei den Herausgebern.
Die auf der Plattform e-periodica veröffentlichten Dokumente stehen für nicht-kommerzielle Zwecke in
Lehre und Forschung sowie für die private Nutzung frei zur Verfügung. Einzelne Dateien oder
Ausdrucke aus diesem Angebot können zusammen mit diesen Nutzungsbedingungen und den
korrekten Herkunftsbezeichnungen weitergegeben werden.
Das Veröffentlichen von Bildern in Print- und Online-Publikationen ist nur mit vorheriger Genehmigung
der Rechteinhaber erlaubt. Die systematische Speicherung von Teilen des elektronischen Angebots
auf anderen Servern bedarf ebenfalls des schriftlichen Einverständnisses der Rechteinhaber.

Haftungsausschluss
Alle Angaben erfolgen ohne Gewähr für Vollständigkeit oder Richtigkeit. Es wird keine Haftung
übernommen für Schäden durch die Verwendung von Informationen aus diesem Online-Angebot oder
durch das Fehlen von Informationen. Dies gilt auch für Inhalte Dritter, die über dieses Angebot
zugänglich sind.

Ein Dienst der ETH-Bibliothek
ETH Zürich, Rämistrasse 101, 8092 Zürich, Schweiz, www.library.ethz.ch

http://www.e-periodica.ch



Man abimnir! It« b«o A- «. 0«» In V»n>, und d<» VIO
«s«» Pofiámr«rn.

Dai Abdttnemîn» ky, 7s Numm»r» »der N!« ei» Vi«r
«cUaür ili >» iyk«> 4 ausser Ann rosncv
i Franken.^ «.W«»». "

Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

Freytage den 6 Febr. i8oi. Viertes Quartal. Den 17 Pluviôse IX

Gesetzgebender Rath, 12. Jan.
Fortsetzung.

(Beschluß des Berichts der Civ. Gesczg. Com., in Betreff
.der zwischen der GeWcindskammcr Baden, und
der Gemeinde Göslikon über das Kirchengut rse.
waltenden Streitsache.)

Dieses wies jie in diesem Revisionsansuchen ab, und
das nämliche that nachher das Cantonsgericht auch am
i6, Jemier > 8oc>. Nun ergriff die Gemeindkammer am
26. Merz 1800 ein anderes Mittel, und suchte beym
Cant. Gericht zu beweisen, daß derselben die Appellation
üeer das Urtheil des Disir. Gerichts noch zustehe, das

Cantons-Gericht entschied auch wirklich, daß Appella.
Im» n^ch statt finde. Allein Göslikon wendete sich üver

diese incidental Frage an den obern Gerichtshof, der

am zo. Sept. ilZoo, dieses Cantonsgcrichtliche Urtheil
kaßirte ; und darauf entschied am 20. Okt. lezthin, das

Suvpleantengerichc von Baden, daß das Cantonsgericht«
liehe Urtheil vom 26 Merz 1800 aufgehoben, und jenes

des Distr Gerichts v. 26. May 1799, bestätigt scyn'soll.
Und jczt endlich wendet sich die Gemeindskammer erst

dahin, wohin sie gleich anfänglich sich hätte wenden

stllen, nämlichen Sie B G., um von Ihnen denen
die höchste Aufsicht und Vorsorge über Kirchen - und Ar-
mengöter, im Namen der Nation obliegt, diejenige Vcr-
lügung zu erhalren welche die vorliegende Gesetze und

Verfassung fodern. Wir schlagenIhnen aus den vorange-
schlkten Gründen, darüber folgendenDekretsvorschlag vor:

Der gesezqebende Rath
Aufdie Bittschrift der Gemeindskammer von Baden,

lvelche sich im Namen des dortigen Spitals, über die zwi-
schen ihr und der Gem-.ind Göslikon vom Disir. Gericht
Baden am 21. May >799 ausgefälltes, und am 2oten
Okt. 1800, von dem SuppleaiUmgcricht von da bestätig-
tes Urtheil, beschweret.

In Erwägung, daß das Gesez vom 24. Juli 98, nur
über Verwahrung und Besorgung der Kirchcngüter, kei«

neswegs aber über das Eigenthum derselben verfügt;
In Erwägung, daß dasselbe diese Verwahrung nur in

jenen Gegenden den betreffenden Kirchhören und Gemein«
den zuspricht, wo vorhin den Landvögten oder andern
öffentlichen Stellen, die durch die neue Verfassung abge-
schafl sind, dieselbe zukam;

In Erwägung, daß es nie in der Competenz dee

richterlichen Gewalt liegen kann, über diese bloße Voll»
jlehmigsmaßrcgcl zu entscheiden, «md mithin sowohl das

Distnklsgcrichl als nachher das Suppleantcngcricht in

ihren gemcldtcn Urtheilen die Grenze» ihrer Gewalt über«

schritten;

In Erwägung, daß wenn die Gemeinde Göslikon

Eigcnihumsaiisprachen auf dieses Kirchengut zu machen

hat, diese keineswegs mit jenem Gest; vom 24. Juli 98

in irgend einiger Verbindung stehen können, da dieseS

bloß über dessen Verwahrung verfügt;

In Erwägung, daß die von dem Minister der Künste

und Wissenschaften am 20. Merz 99 ertheilte Weisung,

die Federungen wegen dem Kirchengut zu Göslikon für

das Dlstriklsgcricht zu bringen, zu unbestimmt abgefaßt

worden;

In Erwägung, daß wenn auch die Gemeindskammer

Baden einige Unförmlichkelten in Versäumimg der Zeit,

fristen, sich zu Schulden kommen ließ, dieses dem Arme»

gut zu Baden nicht zur Last fallen, in jedem Fall aber

die überschrittene Competenz von Seiten der richterliche»

G-walt, keine gesetzliche Wirkung haben kann;

verordnet:
1. Die von dem Minister der Künste und Wissenschaf»

ten am 20. Merz 99. in Betreff der zwischen der

Gemeindskammer Baden und der Gemeinde Gvs»

likon über das Kirchengnt vorwaltenden Streitsache
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erlassene Weisung ist aufgehoben, und wird dahin
erläutert.

2. Daß wenn es um die Frage zu thun ist, in wessen

Verwahrung das Kirchengut verniög des Gesetzes

vom 24. Juli >798 liegen müsse, die Partheyen sich

deßwegen an die vollziehende und nicht an die rich-
terliche Gewalt zu wenden haben,

z. Wann aber die Gemeinde Köslikon an das Kirchen-

gut und die damit verbundene Rechte, Eigenthums-
Ansprachen machen zu können glaubt, so sey diese

Frage ganz abgesondert von der obigen, ohne Rük-
sichl auf das Gescz vom 24. Juli >798, von den

richterlichen Behörden zu beHandel».

4. Die Vollziehung des Dismkturlhcils vom 21. May
1799, sowie das Suppleantenurtheilvom 20. Okt.
1800, bleibt hiemit suspendirt.

Der Dekrclsvorschlag über die Einverleibung der

Höfe Hergis und Schwiebogen, in die Gemeinde

Seelisberg, wird in neue Berathung, und hernach zum
Dekret erhoben; mit Beyfügung (in den Erwäqunas-
gründen daß die Vereinigung nur in kirchlicher Hin-
ficht geschehe. S. das Décret S. 9;;.)

Die Saalinspektoren legen ihre Rechnung für die 2

Iczten Monate des I. >8-?° ab < die der Finanzcommißion
zur Untersuchung übergeben wird.

Die Petitisncncemmlßion berichtet über nachfolgende
Gegenstände:

>. Zehen Zehcndgercchtigkcitsbcsitzcr im C. Solothurn,
indem sie ihre durch den Nichtbezug der Zchnden für
2798, ?9 und ,800 veranlaßte mißliche Lage vorstellen,
wünschen die ihnen von daher gebührenden Enlschadi-
gmigen bestimmt, und dieselben auf die Loosung der

zu verkauffmden Nationalgüter angewiesen zu s.hen.

In Erwägung, daß die Finanzcommißion sich in ge-

gmwärtigem Augenblik mit den Mitteln beschäftigt, wie
die Besitzer von Zchcndgcrechtigkeiten für die g lezten

Jahre zu entschädige» seyen; in Erwägung, daß die

Loosung aus den zu verkaufn erkannte» Narionalgütern,
alibereits ihre geschehe Bestimmung erhalten hat, ra-
thct die Pet. Comnilßion, in diese Petition nicht ein-

zutreten, Angenommen.
2) Siemsi Mützli von Vremgarten, der als Pro-

kurirtcr mehrerer Mitglieder der Criwinschen Brüder-
shaft, vor langer Zeit in Betreff der Nertheilung des

FondS derselben, eine Petition bey der vorigen Gcsz-
gebung eiul'gle, über die niemals verfügt wurde, ver-
kangt die Rückstellung seiner und seiner Mitprvkurirren
damals eingelegten Prvcur, die ihm gegen die Pcokur-

geber nöthig wird. —Wird an die Cauzley des Rathes
gewiesen.

z. Eine Petition der Gemeinde Rotherschwyl, Ct.

Luzern, ihre Trennung von Rolhenbucg betreffend, wird
der Polizeycommißion zugewiesen.

4. Das Distr. Gericht Scbwytz verlangt den Rök-

stand seiner Besoldungen. — Wird an die Vollziehung

gewiesen.

folgendes Befinden des Voklz. Raths wird verlesen,

und der Civilgcsezgcbungscommißion überwiesen:

V. Geszgeber! Der Voilz. Rath theilt Ihnen seine

Bemerkungen mit, die er über den Gesetzesvorschlag

vom ;c>. Dec., in Betreff der Revisionen für den Ct.

Sentis, zu machen fand.
Der Eewägungsgruud schien dem Vollz. Rath nicht

die Klarheit und Richtigkeit eines allgemeinen Grund-

latzcs zu besitzen, der die daraus abgeleitete Verfügung

rechtfertigt, und zu ihrer richtigen Auslegung und An«

Wendung beyträgt.

Die Begriffe der Appellation und die der Revision,

welche in diesem Erwägunasgrund in einander zu fließe»

scheinen, sind ihrer Narur nach, sehr verschieden. Die

Wcitcrsziehung ist ein Mietet, welches den Partheyen

ertheilt wird, eine aufgenommene Prozedur nach der

Beurtheilung eines obern Richters zn unterwerssen, da»

mit diejenige Parthey, die durch das Urtheil eines nie-

dern, sich in ihren Rechten verlezt zn seyn glaubt, jene

Gerechtigkeit erlangen möge, welche sie zu verlangen

sich berechtigt hallet. In dem Fall einer Weitersziehung,

muß die Prozedur an den oberen Riclftcr vollkommen

in jene Lage gebracht werden, wie sie sich bey dem

niedern Richter bey Beurtheilung derselben befand, so

daß keine neuen Gründe noch Titel u. s. w., die nicht

erstinstanzlich untersucht wurde» dem Richter der zwey»

ten Instanz vorgelegt werden können.

Die Revision hingegen ist ein Mittel, die verhoste

Gerechtigkeit selbst noch, nach lcztinstanzlicher Bcurthei»

lung einer Sache zu erhallen. Zu diesem wird erfoderl,

Paß die Revisionobegciwende Parthey Gründe vorbeiup
die i» der Prozedur nicht vorkommen, die die Pang.y
vorzubringe» gesezlich verhindert war, und bie von eioer

Beschaffenheit sind, daß sie die Abänderung des ergon-

genen endlichen Urtheils veranlassen könnten.

Die Vcrsclffedenheit dieser Begr ffe, von welcher sich ter

Vollz. Rath Rechenschaft gab. machten ihm die Fotgerun-

gen vnerklärbar, die ter Erwagungsgrund ableitet, und

welchem zufolge eine Revision bey den untern Gerichten,

au die Stelle der Appellation, und bey den obern, 0»
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jene der Cassation trittet, so daß mithin derjenige/

welcher sich der Appellation oder Cassation bedient/

dadurch auf das Rcrisionsrecht Verzicht leister.

Wenn allenfalls hier die Reforme mit dem Begriffe
der Revision verwechselt worden ware/ so folget doch

nicht weniger eine Unrichtigkeit anS dieser Ansicht/ in-
dem sich die Reforme von der Revision dadurch mirer-
scheider, daß eine Parthey nach der gesetzlichen Vor-
schrift auf die ncne Auhcbmig der Prozedur von dem

endlichen Urtheil schließen kann, da hingegen die Re-
vision erst nach dem endlichen Urtheil anverlangt wird.
Erstere bezieht sich bloß auf Abänderung der Proze-
dur, leztere aber auf Abänderung der Prozedur
und des Urtheils. Znvcrläßig kann dann daS Begeh-
reu einer Reform und die Emlcgung einer Appellation
nicht neben einander bestehen. Aber die Verfolgung
einer Prozedur ans dem Weg der Appellation ober der

Cass'tio! kann keine Parthey der RechlSivohllhat einer

Revision berauben, denn diesis Recht wird nur auf
Gründe und Titel erlangt, die der Parthey erst nach
Verführung der Prozedur bekannt werben.

Eben so scheint auch dem Vollz. Räth, daß ein
Cassationsurtheil des obersten Gerichtshofs ein Revi-
ßonobcgehren auf keine Weife vrcjudicire» könne; denn
der oberste Gerichtshof als Cassarionsgericht, spricht nicht
über den Grund der Sache, sondern nur über die Le-
galität des gerichtlichen Verfahrens. Er ist kein Ap-
pellarionsgcricht, sondern einzig eingefezt, jede Theile
der richterlichen Gewalt, die sich von der gesetzlichen

Ordnung entfernen würden, zur genauen Beobachtung
der Gesetze zurückzuführen. Seine Urtheile können also
nicht als definitiv über die Cache selbst angesehen wer-
den. Sie erklären bloß, daß ein Gericht weder die

Form noch die Gesetze, bey Beurtheilung der ihm vor-
gelegten Prozedur verlezt habe.

Der Voll;. Rath glaubt auch Ihre Aufmerksamkeit,
B. G., auf die gcsitzliche Verfügung selbst zu heften,
die ihm darum nicht zweckmäßig zu jcyn scheint, weil
5e si h auf einen einzelnen Canton bezieht. Diese ein-
silncn G. sitze befördern durchaus nicht den Gang der

G.rcchiigkcilspfl.ge; sie geben vielmehr Anlaß zu Verwir-
tungm, »idcin sie Induktionen und Erklärungen zu recht-
fertigen scheinen, die oft unrichtig angebracht werden.

So überzeugt nun der Vollz. Rath ist, daß dieser

CesitzeSvorschlaq Ihre wohlthätige Absicht B. G. ver.
sehten werbe, so sehr muntert er Sie aus, diesen Ge-
gcust'.ad zu verfolgen. Das summarische Recht, nach
bttchem in den östlichen Cantoseu Helvkliens die Ge-

rechtigkeitspflege verwaltet wird, veranlaßte und begüo.
stigie häusige Revisionsbegehrci,, weichen um so eher
gesetzliche Schranken gesizt werden sollen, da sie die
Sache der Gerechtigkeit schwankend machen, das An-
sehe» der Gerichte untergraben und das auf einem
erlangten Recht sich gründende Eigenthum unsicher ma-
chcn. Vielleicht dürften Sie aber B. G. finden, daß
es schwer halten wird, diese» Gegenstand einzeln zr»

behandeln, da er einen Theil des RechlSgangs aus-
macht, der sich auf die Organisation der richterlichen
Gewalt gründen und das Benehmen der Partheyen
sowohl als das Verfahren der Gerichte genau bestlm«
nie» ivllle, nach welchem dann auch die Bedingniffe
und Rechte der Revision können entwickelt werden,
gegen deren wirkliche Mißbräuche provisorische oder
für einzelne Cantone gegebene Gesetze, wenig Schutz
gewähren können.

Der Vollz. Rath ladet Sie mithin B- G. ein,
diesen Gegenstand unter feiner allgemeinen Beziehimg
zu betrachten, und die Verwaltung der Gerechligkcits,
pstcge nach gesetzlichen allgemeine» Formen zu organisircn.

Folgende Botschaft wird verlesen und an die Finanz»
commißion gewiesen:

B. G. Sie übersandten dem Vollz. Rath die Bitt,
schrift der zinspflichtigen Bürger des Distrikts Muri,
Cantons Baden, welche anzeigen, daß stc aufgefordert
worden seyen, einen dem ehmaligen Landvoglenamt der
obern Freyen Aemter gefallenen Bodenzins und Vogt-
stener zu Handen des Staats zu entrichten, von wel-
cher Abgabe die Zinspflichtigen desteyr zu seyn glauben,
und folglich dieser Schuld enthoben zu werden bitten,
Sie laden den Vollz, Rath ein, nähere Berichte über
diesen Gegenstand einzuziehen, besonders aber in Ersah«
rung zu bringen, wie der daherige Urbar lame, ob
in den F-rliguugsprotokollen des Gerichts Muri von
diesir Bodenzmspflicht keine Erwähnung geschehe? und
ob für den, von der Gemeinde Althüsirn ehmals be-

zahlten BodeiizinS in Roggen, nicht alle Güter dieser
Gemeinde verhaftet seyen?

Auf diese Einladung hat der Vollz. Rath die noth«,
gc» Erkundigungen eingezogen, und theilt Ihnen daS

Resultat davon in beylegend enthaltenen Abschriften
aus den Documenten der Sàsiarchiven zu Bade»
mit, woraus sich crgiedt, daß jene landvögil-che Se-
treidzir.se auf den sämtlich« Gütern von ganzen Ge-
mcindcn haften, die zwar weiter nicht spécifiât find;
hingegen zeigt es sich anS den beygefügten Auszug
der Fertigungsprv'tvkvllen des Amts Man, daß d«cj«
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Zinse von ieher in gewisse» Verhältnissen auf die Güter
der bcrreffendcn Gemeinden vertheilt wurden. — Der

- Vvliz, Rath betrachtet diese einem chmaligen Amtmcin

ju Baden ausgerichtete Gclreid. und Geldzinse alS

gewöhnliche Bodcnjlnse, welche daher mit allen übri-

gen Grund- und Bodenzinsen gleiches Schicksal zu

theilen haben; hingegen findet derselbe, daß Pas von

jedem Haus in dem Amt Muri, einem vormaligen
Landvogt bezahlte Huhn uuter diejenigen Fcudalbeschwer-

den gehöre, welche kraft der Versassung und der ge.

genwärligen Gesetze ohne Entschädigung adgeschafl find ;

jedoch will der Vollz. Rath Ihnen m dem Entscheid
über diese Sache nicht Vorgriffen, sondern überläßt es

gänzlich Ihrem klugen Ermessen, das Gutfindcndc darü-

der zu verfügen. Der Entscheid über diese Gefalle,
wird auch zugleich über mehrere Slaaiszinse, von ahn-

lichcr Art und Natur, wovon einige ebenfalls zu be-

zahlen »erweigert werden, den Ausspruch geben; wcß-

halb der Vollz. Rath demselben mit Verlangen ent-

gcgeuficht.

Huber erhält aus sein Verlangen, Entlassung aus

der Civilgesetzgebungscommlßion, und an seine Stelle
wird Jenner in die Commißion geordnet.

Am i;. Jan. war keine Sitzung.

Gesetzgebender Rath, 14. Jan.
Präsident: Bay.

Auf den Antrag der Finanzcommißion wird folgen,
des Dekret angenommen:

Der gesetzgebende Rath — Auf die Botschaft des

Voll;, Raths vom Zenner 1801, wodurch derselbe

die Bevollmächtigung zum Verkauf eines dem Kloster

zu Neu St. Johann im Ct. Linlh zuständigen Wirihs-
Hauses nebst emer kleinen Wiese begehrt;

(Die Fortsetzung folgt.)

Kleine Schriften.
Rede nach der Einsetzung der neuernann,

ten Verwaltungâkammer des Cantons
Zürich, den 20. Jen» er 180 >. Gehal.
te» von Bürger Präsident Escher. 8.

Zürich b. Wafer. S. »6.

Ein würdiges Seitenstück zu der von uns in N.
240) angezeigten Rede des zürcherschen Ncgierungs,
statthalters bey Einsetzung der neuen Kammer. Der

B. Escher sczt darin seine Begriffe über den Stand,
punkl, in welchem die neuen Verwalter stehen, und
Über die Laufbahn, die sie betreten, auseinander...
Folgendes diene zur Probe:

„ Sollten wir ie m den Fall kommen, das Interesse
unserer Canlonsmildürger gegen auswärtige Behörden

z» verfechten, dann seyen unsere Schritte zwar von

Vorsicht geleitel, nber nie gebreche es ihnen an um.
schülterlichcr Siandhaftigkeil, die nichts unversucht

läßt, und einzig der Uàmachl des Stärker» weicht.-
AIs Vollstrecker höherer Aufträge, legen wir in dil

Ausführung jener durch die bisherigen Knegsverhà
msse, der Regierung abgenöthigteii, oft drückende» Mf.
nahmen, wenn deren writers erfodrrlich seyn sollten,

alle von uns abhängende, mit der Erreichung des Eà
zwecks vereinbare Milderung; leihen wir jeder dießsäl.

Iigen begründeten Vorstellung williges Gehör, à
leiden wir niemals offenbare Ntchtbefolgung gesetzlicher

Verfügungen, zumal Aufschub und übelbercchnelcr M
verstand öfters aus Uebel noch Aergers erschafl. —

Mit allen öffentlichen Behörde» und Beamteten setzen

wir uns gerade von Anfang, so viel es von uns à
hängt, in das sreundschaftiechste Einverständnis. Ie.
dem erweisen wir alle schuidige Ächtung, aber vergeben

wir uns auch nichts von dem, was uns dießfalls ge.

bührt, keineswegs um unserer Personen, sondern m
des Charakters willen, den wir bekleiden, und weil

geduldete Hintansetzung der schuldigen Achtung, zulest

in Verachtung ausartet. — Wann unsere Stelle uns

mit den verdienstvollen Vorstehern der Kirchen »vd

Schulaustalten en Verhältnisse bringt; so erweisen wir

in ihnen, ihrem ehrwürdigen Stand alle grbührcntt

Achtung, und legen schon dadurch den Glauben zu

Tag, daß ohne Religion im Staat, keine Verfassung,

heisse sie wie sie wolle, auf sicheren Fundamenten ruhe,

und daß Vernachläßigung des Schnlunrcrrichrs, lln.

silliichkeit und für jetzige und künftige Geschlechter bit

traurigsten Folgen erzeuge. — Finden wir Gelegenheit

und Kräfte, den thätigen Mitgliedern jener öffentliches

und Pnvat«nslitulê zur Unterstützung hüllsdedürsligtt
Armer und Kranker, «» ihren gemeinnützigen Arbeitet

freundschaftliche Hand zu bieten; so sey auch dießs

unserm Herzen ein angenchmcs Geschäft. Immer
freue es uns, daß, wenn die gegenwärtige» Umstände,

dem Staat die Erfüllung feiner dirßsälligen Vcrpsscö»

tungen nicht in ihrem ganzen Umfang gestalten, einst»

weilen edle Menschenfreunde so viel möglich in tit
Lücke treten."
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